
Amtsgericht Wiesbaden 

Aktenzeichen: 92 C 1369/16 (18) 
Es wIrd gebeten, bel aUen Eingaben das 
vorstehende AktenzeIchen anzugeben 

Urteil 

KOP!E 

Zur Geschäftsstelle gelangt am 
Datum, Uhrzeit: 

16. Februar 2017, 08:00 Uhr· 

Im Namen des Volkes 

In dem Rechtsstreit 

Lorraine Media 
Geschäftszeichen: 

Hauptstr. 117, 10827 Berlin 

Klägerin 

Prozessbevollmächtigter: 

gegen 

Beklagte 

. Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt ••••••••••••••• 

hat d~s Amtsgericht Wiesbaden durch die Richterin am Amtsgericht _ im Verfahren 
nach billigem Ermessen gemäß § 495 a ZP() nach Lage der Akten am 15.02.2017 

für Recht erkannt: 

I. Das Versäumnisurteil vom 06.07.2016 bleibt aufrecht erhalten. 

11. Die Beklagte trägt die weiteren Kosten des Rechtsstreits. 

111. . Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Urteil nach § 49$ a ZPO (AA...CU_1B.DOT) 



Tatbestand 

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gern. § 3.13 a Abs. 1 ZPO abgesehen. 

Entscheidungsgründe 

Nachdem der Prozess gemäß § 342 ZPO durch den zulässigen Einspruch der Beklag­
ten gegen das Versäurnnisurteil in den Stand vor Säumnis zurückversetzt wurde, war 
über die Zulässigkeit und Begründetheit der Klage emeut zu entscheiden. Dies fOhrt zur 
Aufrechterhaltung des Versäumnisurteils, da die Klage zUlässig und begründet ist. 

I. 

Die Klage ist hinsichtlich der Hauptforderung begründet. 

Die Klägerin hat einen Anspruch gegen die Beklagte auf Zahlung von 498 € aus dem. 
zwischen den Parteien.am 20.10.2013 geschlossenen Vertrag, § 631 BGB. Demnach 
hat die Beklagte die vereinbarten 498 € für das "Anzeigenpaket Models-Week & Banner 
& More" für die Erstlaufzeit von 12 Monaten zu zahlen. . 

Der Vertrag Ist wirksam. 

Der Vertrag wurde nicht wirksam widerrufen. Der Beklagten stand kein Widerrufsrecht 
zu. 

Ein Widerrufs recht war vertraglich nicht vereinbart. 

Ein Widerrufsrecht bestand auch nicht nach ~en Vorschriften Ober Verbraucherdarle­
hensverträge und sonstige entgeltliche FinanzierUrigshilfen, §§ 495, 488, 506, 355 
BGB. Voraussl'ltzung für ein Widerrufs recht nach diesen Vorschriften ist neben der -
hier zweifelhaften ~ Verbrauchereigenschaft des Kunden, dass ein entgeltlicher Zah­
lungsaufschub oder eine sonstige entgeltliche Finanzieru[1gshilfe vereinbart wurde, was 
hier nicht der Fall war. Für die vereinbarte Ratenzahlung hat die Klägerin kein Entgelt 
(Zins o.ä.)-verlangt~ 

Ein Widerrufsrecht bestand auch nicht nach §§ 312 g, 355 BGB. Voraussetzung für ein 
Widerrufsrecht nach diesen Vorschriften ist neben der Verbrauchereigenschaft des 
Kunden, dass ein Vertrag im Sinne von § 312 b BGB unter dort näher bestimmten Um­
ständen außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen wurde, was hier nicht der Fall 
war. Soweit sich die Beklagte darauf beruft, der streitgegenständliche Vertrag sei bei 
einer Freizeitveranstaltungim Sinne des § 312 b Abs.1 Nr.4 BGB geschlossen worden, 
kann dem nicht gefolgt werden. Freizeitveranstaltlmgen sind demnach Verkaufsveran­
staltungen, bei denen nach ihrem von der AnkOndigung .und Durchführung geprägten 
.Gesamtbild in erster Linie von einem Freizeiterlebnis auszugehen ist, bei denen vom 
Veranstalter eine Situation geschaffen wird, in der sich der Kunde in einer freizeitähnli­
chen Stimmung befindet, so dass der Geschäftszweck dahinter zurocktritt. Dies kann 
hier nicht festgestellt werden. Die Beklagte ist der Einladung der Klägerin zu einem 
Casting gefolgt. Ihr war nicht .nur klar, sondern es war dabei erklärtermaßen auch ihr' 
eigenes Ziel, dass dieses Casting auf eine zukOnftige - entgeltliche - Tätigkeit als Mo­
dell abzielen sollte.· Selbst wenn derartige Castings in Hotels und, wie die Beklagte vor-



trägt, in lockerer Atmosphäre stattfinden, ändert dies nichts an ihrem geschäftlichen 
Charakter, wie auch sonst bei der Vorstellung für einen Job. Gegen eine Freizeitveran­
staltung spricht auch der von der Beklagten geschilderte Ablauf des Termins, der nach 
ihrem Vortrag durch längeres Warten und anschließende eilige Abwicklung des Ver­
tragsschlusses und des Fotoshootings geprägt waren. Dass hierbei überhaupt eirie frei­
zeitähnliche Stimmung aufkommen kann, ist nicht zu erkennen. 

Der Vertrag wurde auch nicht vor Ablauf der Erstlaufzeit durch Kündigung beendet. Der 
Beklagten stand kein Kündigungsrecht zu. 

· Das Kündigungsrecht nach § 649 BGB haben die Parteien durch die Vereinbarung ei-
· ner 12-Monatigen Erstlaufzeit und durch Einbeziehung von Lit.f) der Allgemeinen Ge-. 

schäftsbedingungen der Klägerin wirksam abbedungen. 

Ein außerordentliches Recht zur Kündigung nach § 314 BGB bestand nicht. Hiernach 
kann eine Dauerschuldverhältnis nur dann ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist ge­
kündigt werden, wenn ein wichtiger Grund für die Kündigung vorliegt, d.h.dem Kündi­
genden-unter "Berücksichtigung· aller Umstände des-Einzelfalles 'und-unter-Abwägung­
der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis zur verein­
barten Beendigung nicht zugemutet werderi kann. Ein solcher wichtiger Grund für die 
Kündigung liegt nicht vor. . 

Allein der Umstand, dass sich die Beklagte falsche Vorstellungen über die Tätigkeit der 
Klägerin gemacht hat und die Klägerin für einen Vertragsabschluss geworben hat,ge­
nügt dafür nicht. Dass die Klägerin durch falsche Informationen gezielt Fehlvorstellun­
gen bei der Beklagten hervorgerufen hat, ist nicht bewiesen. Die Beklagte ist für ihre 
Behauptung, ihr sei von den Mitarbeitern der Klägerin unter Verweis auf vorgelegte Ma­
gazine erklärt worden, die darin abgebildeten Modelle seien von der Klägerin vermittelt 
worden und die .Beklagte werde, wenn sie den Vertrag unterschreibe, auch derartige 
Modellaufträge erhalten, ~ew~isfällig geblieben. Das Gericht hat die~ des von 
der Beklagten zum BeweiS dieser Behauptung benannten Zeugen _ von der 
Zahlung eines Auslagerivorschusses abhängig gemacht. Die Beklagte hat den Vor­
schuss innerhalb der gesetzten Frist nicht gezahlt. Auch nachdem das Gericht der Be­
klagten eine letzte Frist bis zum 10.02.2017 zur Zahlung .gesetzt hat ·und angekündigt 
hat, den Termin zur mündlichen Verhandlung bei Nichtzahlung aufzuheben und nach 
Lage der Akten zu entscheiden, wurde nicht gezahlt, so dass der nur für die. Beweisauf­
nahme bestimmte Termin aufzuheben und eine Entscheidung nach Aktenlage zu treffen 
war. 

Auch der Umstand, dass die Beklagte mit der Veröffentlichung ihrer Bilder nicht mehr 
einverstanden war und von der Klägerin (zunächst erfolglos) die Löschung verlangte, 

· stellt keinen Grund für eine Kündigung des Vertrags aus wichtigem Grund dar. Die Be­
klagte hatte in dem Vertrag ihre Einwilligung zur Veröffentlichung der Bilder erteilt. Sie 
konnte diese Einwilligung während der. Laufzeit des Vertrags nicht Ohne wichtigen 
Grund widerrufen. Ein solcher Grund ist hier riicht ersichtiich. 

Die weitere Veröffentlichung der Bilder stellt aufgrund der erteilten Einwilligung auch 
keine Verletzung des Rechts der Klägerin am eigenen Bild dar, so dass auch eine Auf­
rechnung mitSchadensersatzansprüchen nach §§ 823 i.V.m. § 22 KUG mangels aufre~ 
chenbarem Gegenanspruch nicht in Betracht kommt. Die einmal erteilte Einwilligung 
zur Veröffentlich der Bilder ist nicht frei widerruflich (vgl. Wandte/Bullinger, UrhR, "4. Auf­
lage2014,§22 KuristUrh'G Rn.1 9.). 



11. 

Die Klage ist hinsichtlich der Nebenforderungen begrondet. Die Beklagte hat die Haupt­
forderung nach §§ 280 f,bs.1 und Abs.2, 286, 288 BGB seit Zustellung des Mahnbe­

. scheids zu verzinsen. 

111. 

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit ergibt sich aus §§ 708 Nr.11, 713 
ZPO. 

--Richterin am Amtsgericht 

::{.!I~,,-,)4ustizangestel1te 


